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Antrag 

der Abgeordneten Gila Altmann (Aurich), Albert Schmidt (Hitzhofen), Elisabeth 
Aitmann (Pommeisbrunn), Halo Saibold, Helmut Wilhelm (Amberg), Egbert Nitsch 
(Rendsburg) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Förderung des Fahrradverkehrs als bundespolitische Aufgabe 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das Fahrrad wird als individuelles Verkehrsmittel immer bedeu- 
tender. Circa 10 % aller durchgeführten Wege werden mit dem 
Rad absolviert, Allein im Bereich des Kurzstreckenverkehrs be- 
stehen noch erhebliche Verlagerungsmöglichkeiten vom PKW auf 
das Rad, denn 45 % aller mit dem PKW durchgeführten Wege sind 
kürzer als 5 km. Der im Rahmen der Modellvorhaben „Flächen- 
hafte Verkehrsberuhigung" und „Fahrradfreundliche Stadt" beim 
Bundesministerium für Verkehr angesiedelte Arbeitskreis „Pro- 
gramm zur Umweltentlastung zur Förderung des Fahrradver- 
kehrs" ging von einer möglichen Verlagerung von 25 % bis 35 % 
aller Nahverkehrswege vom PKW auf das Fahrrad aus. Darüber 
hinaus spielt das Fahrrad als regionales Verkehrsmittel eine im- 
mer wichtigere Rolle. Seit 1985 hat sich der Fahrradbestand auf 
mehr als 75 Millionen verdoppelt. 

Trotz der offensichtlichen Bedeutung des Radverkehrs gibt es kei- 
ne zwischen Bund, Ländern und Gemeinden abgestimmte Rad- 
verkehrspolitik. Zwar fördern einige Gebietskörperschaften den 
Radverkehr, die Anstrengungen stehen jedoch in keinem Verhält- 
nis zur Förderung des motorisierten Individualverkehrs. 

Die allgemeine, stark von den Automobilverbänden beeinflußte 
Meinungsbildung geht dahin, dem Rad eine wichtige Rolle zwar 
im Freizeitbereich, aber nicht im Alltag zuzuweisen. Dies ist zwar 
einerseits nicht grundsätzlich falsch, denn 30 % aller mit dem Rad 
zurückgelegten Wege sind dem Freizeitbereich zuzurechnen. An- 
dererseits wird das Rad immer noch nicht als vollwertiges Ver- 
kehrsmittel anerkannt, obwohl EU-weit 73 % aller Bürgerinnen 
und Bürger eine Fahrradförderung auch dann bejahen, wenn sie 
auf Kosten des PKW- Verkehrs geht (socialdata). Trotzdem ist die 
Fahrradförderung weitgehend Sache von Kommunen und Ländern 
und wird - im Gegensatz zur Förderung des Autoverkehrs - völlig 
unterschiedlich gehandhabt. Zwar existieren Standards für die An- 
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läge und Förderung von Radwegen (z.B. ERA 1995), doch diese 
haben entweder lediglich empfehlenden Charakter oder sind nicht 
ausreichend. Die Fahrradmitnahme in Bahnen wird zwar schritt- 
weise besser, ist aber uneinheitlich geregelt und gerät vor allem 
im grenzüberschreitenden Verkehr zum Abenteuer. Es fehlen län- 
der- undgebietsübergreifende Radrouten. Radtourismusförderung 
wird nur von einzelnen Regionen betrieben. Während für den Au- 
toverkehr unter erheblichen Kostenaufwendungen wie selbstver- 
ständlich ein umfangreiches Verkehrsnetz vorgehalten und stän- 
dig ausgebaut wird, gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 
kein überregionales Radverkehrsnetz, welches durch Anlage, Be- 
schilderung, Ausstattung wirklich zum Fahren einlädt. In den Kom- 
munen haben die existierenden Radverkehrsnetze unterschiedli- 
che Qualität. 

In zahlreichen europäischen Ländern (u. a. Niederlande, Schweiz, 
Dänemark, Norwegen, Österreich) gibt es inzwischen nationale 
Förderprogramme für den Radverkehr. In der Bundesrepublik 
Deutschland dagegen sind diese Programme zwar bekannt, aber, 
so die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Übertragung derar- 
tiger Ansätze werde „noch geprüft". In diesem Prüfprozeß 
verschläft die Bundesrepublik Deutschland nicht nur verkehrs- 
politische, sondern auch wirtschaftliche Chancen, denn die kon- 
zentrierte und zielgerichtete Förderung des Radverkehrs wird 
zunehmend Teil touristischer Marketing-Strategien und der 
Standortwerbung (als sog. weicher Standortfaktor). 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung deshalb auf, 
ein nationales Fahrradprogramm zu erstellen, welches die Grund- 
lage für eine politische Initiative zusammen mit den Ländern und 
kommunalen Spitzenverbänden darstellen soll. Dieses soll folgen- 
de Eckpunkte enthalten: 

1. Schaffung eines bundesweiten Radverkehrsnetzes, das unter 
Verknüpfung bestehender und noch zu schaffender kommu- 
naler und regionaler Netze bundesweit ein attraktives Rad- 
fahren ermöglicht und ein ausreichendes Netz, insbesondere 
für touristische Routen beinhaltet, das dem Bundesfern- 
straßennetz vergleichbar ist, 

2. Erarbeitung besserer, zielgerichteter förderpolitischer Rah- 
menbedingungen für die Schaffung eines Radverkehrsnetzes, 
über die derzeitigen Instrumente (z. B. GVFG) hinaus, 

3. Weiterentwicklung der gesetzlichen Vorschriften, insbeson- 
dere der Straßenverkehrsordnung, 

4. Verbesserung der Qualitäts-Mindeststandards für Radwege 
(ausreichende Breite, guter Belag, klare Markierung, Ver- 
kehrssicherheit, Weg Weisung) und für Abstellanlagen (dieb- 
stahlsicher, standfest, überdacht), 

5. Erweiterung aller Standards im Hinblick auf die Schaffung ei- 
nes bundesweiten Radverkehrsnetzes (insbesondere: bundes- 
einheitliche Wegweisung), 
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6. Schaffung einheitlicher Standards für die Fahradmitnahme in 
Bussen und Bahnen, 

7. politische und materielle Unterstützung von Modellvorhaben, 

8. Einführung einer Stellplatzpflicht für Räder bei gleichzeitiger 
Abschaffung entsprechender Regelungen für PKW, 

9. Integration des Radverkehrsnetzes in alle Ebenen der räumli- 
chen Planung, 

10, Koordinierte Förderung und attraktives Marketing für den 
Fahrradtourismus in Deutschland. 


Bonn, den 11. Februar 1998 

Gila Altmann (Aurich) 

Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Halo Saibold 

Helmut Wilhelm (Amberg) 

Egbert Nitsch (Rendsburg) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Zu Nummer 1 : Schaffung eines bundesweiten Radverkehrsnetzes 

Die bisherige Situation des Radverkehrs ist durch viele Insellö- 
sungen gekennzeichnet. Radwege brechen oft innerhalb der Kom- 
munen oder an Gemeindegrenzen ab und werden fast überall nur 
straßenparallel gefördert und gebaut. Dem Bau von Radwegen lie- 
gen oft keine konzeptionellen Überlegungen zugrunde. Die bis- 
her vorhandenen Radwege tragen zwar zur Attraktivitätssteige- 
rung des Radverkehrs bei, sind aber auf viel zu wenige Relationen 
begrenzt und führen zur Herausbildung neuer Unfallschwer- 
punkte. Notwendig ist deshalb die Entwicklung eines Radver- 
kehrsnetzes, Dieses Netz soll ermöglichen, daß jede beliebige Re- 
lation schnell und bequem mit dem Rad auf Wegen zurückgelegt 
werden kann, die für den Radverkehr geeignet ^ind. Dem Bund 
fällt bei der Schaffung vor allem die Aufgabe zu, in eigener Regie 
ein Netz für den Fernverkehr zu schaffen. Dieses Netz kann an den 
vorhandenen Netzen touristischer Regionen oder den vorhande- 
nen Radwanderwegen anschließen und diese verknüpfen. Ziel 
sollte es sein, daß kein Bürger weiter als 10 km vom nächsten Rad- 
fernweg wohnt. Die Auffüllung dieses Netzes mit Radverkehrs- 
wegen für den Regional- und Nahverkehr ist dann Aufgabe der 
Länder bzw. der Kommunen. 

Bei der Schaffung des Radverkehrsnetzes darf nicht wie bisher die 
grundsätzliche Entmischung und Entflechtung von Rad- und mo- 
torisiertem Verkehr im Mittelpunkt der Bemühungen stehen. Die- 
ses Ziel wurde vor allem von Autofahrerverbänden mit dem Ziel 
propagiert, den „störenden Radfahrer" zugunsten einer Beschleu- 
nigung des Autoverkehrs von der Straße zu verdrängen. Dies kann 
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aber nicht das Hauptziel einer innovativen Verkehrspolitik sein. 
Das Radverkehrsnetz soll je nach verkehrlicher und baulicher Si- 
tuation vorhandene Straßen, gelegentlich auch sichere und breite 
Radwege und Radstreifen, geeignete land- und fostwirtschaftliche 
Wege oder auch neu zu bauende Wege und Erschließungsstraßen 
einschließen. Es ist nach Erfordernissen des Radverkehrs zu ge- 
stalten (z.B. geeigneter Bodenbelag, möglichst umweg- und am- 
pelfreie Linienführung etc.). 

Häufig ist eine Integration des Fahrrads in dem allgemeinen Ver- 
kehr durchaus sinnvoll, weil sich dies auf die Verkehrssicherheit 
günstig auswirkt: Der Radfahrer wird besser vom Kraftfahrer 
wahrgenommen. Demgegenüber kommt es bei vielen Radwegen 
bei Abbiegevorgängen häufig zu Unfällen. Darüber hinaus führt 
die Integration des Radfahrers in den fließenden Verkehr auf der 
Straße zur Beschleunigung und zu steigender Attraktivität für den 
Radverkehr, denn der Belag der Straßen ist meist besser als der 
von vielerorts gepflasterten Radwegen. Separate Radwege sind vor 
allem außerorts bei solchen Straßen sinnvoll, bei denen der son- 
stige Kfz-Verkehr schneller als 50 km/h fahren darf. 


Zu Nummer 2: Erarbeitung besserer Förderinstrumente 

Die Bundesförderung für den Radverkehr beschränkt sich bisher 
auf den Radwegebau parallel zu Bundesstraßen. Zwischen 1981 
und 1995 wurden 5 350 km Radwege realisiert, bis zum Jahr 2000 
ist der Bau von weiteren 2 650 km vorgesehen. Radwege werden 
dabei haushaltspolitisch als unselbstständige Teile der jeweiligen 
Bundesfernstraßen betrachtet und aus dem Bundesfernstraßen- 
haushalt mitfinanziert. 

Eine Verbesserung und Vereinheitlichung der Förderinstrumente 
über die bisher im GVFG vorhandenen Möglichkeiten wäre wün- 
schenswert. So werden Markierungen und Streifen in einigen Bun- 
desländern nicht gefördert, obwohl sie im Vergleich zum Radwe- 
gebau äußerst kostengünstige Lösungen darstellen. 

Das erklärte politische Ziel der bisherigen Förderpraxis ist die Ent- 
mischung der Verkehre. Es handelt sich damit nicht um einen ori- 
ginären Ansatz der Förderung des Radverkehrs, sondern eher um 
eine (bei vielen Bundesstraßen allerdings sinnvolle, s. o.) Maßga- 
be der Verkehrssicherheit, die auch zusätzliche Vorteile für den 
Autoverkehr bringt. 

Soll das in Nummer 1 geforderte Radverkehrsnetz Wirklichkeit 
werden, so muß der Bund nicht nur eine koordinierende Funktion 
übernehmen (Wegweisung, Ausbau), sondern steht darüber hin- 
aus vor der Aufgabe, für die jeweiligen Teile des Radverkehrsnet- 
zes neue Standards festzuschreiben, um Beliebigkeiten bei der 
Ausweisung dieses Netzes zu vermeiden. Die Fördermöglichkei- 
ten sind auszubauen und weiterzuentwickeln. Die erforderlichen 
Bundesmittel sind, bei deutlicher Steigerung der Ansätze, aus dem 
Straßenbauetat umzuwidmen und gesondert im Bundeshaushalt 
auszuweisen. Auch die weiteren bestehenden Fördermöglichkei- 
ten (GVFG, Investitionsfördergesetz Aufbau Ost) sind auf das Ziel 
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der Schaffung eines Radverkehrsnetzes zu konzentrieren und ent- 
sprechend weiterzuentwickeln. 


Zu Nummer 3: Weiterentwicklung der Straßenverkehrsordnung 
(StVO) 

Die aktuelle Novelle der StVO kann als Einstieg in eine Radver- 
kehrsförderung betrachtet werden. Notwendig wäre aber auch 
hier eine Konzentration auf das Ziel „Radverkehrsnetz''. Wesent- 
liche, sich abzeichnende Zukunftsentwicklungen sind 

a) die Aufhebung der Radwegebenutzungspflicht, 

b) die Freigabe von Einbahnstraßen mit der Maßgabe, daß die 
Verkehrssicherheit nicht gefährdet sein darf. 

Zu Buchstabe a): Aufhebung der Radwegebenutzungspflicht in 
der StVO 

Sie ist notwendig, um Radverkehrsnetze (s. Nummer 2) zu ver- 
wirklichen. Sie wirkt sich auf die Verkehrssicherheit positiv aus 
und bewirkt eine bessere Integration des Fahrradverkehrs in den 
allgemeinen Verkehr mit den in Nummer 1 beschriebenen Vortei- 
len. Auch die konfliktreichen Situationen, die sich aus parallel ge- 
führten Rad- und Fußwegen ergeben, könnten durch eine derar- 
tige Regelung vermieden werden. In der Praxis hat es sich als viel 
sinnvoller erwiesen, den fahrenden Verkehr - einschließlich des 
Radfahrers - möglichst weitgehend vom langsamen Fußgänger- 
verkehr zu trennen. 

Außerdem ist zu beachten, daß die Gruppe der Radfahrer im Hin- 
blick auf die Geschwindigkeit sehr heterogen ist. Vor allem älte- 
re Menschen, Kinder oder Radfahrer mit Lasten (Einkaufsverkehr) 
fahren langsam und unsicher. Für sie sind Radwege sinnvoll. All- 
tags- und Berufsradler fahren deutlich schneller und bewegen sich 
sicherer im Verkehr. Wenn Radfahrer schon heute trotz Radwe- 
gebenutzungspflicht nicht den Radweg, sondern die parallel 
führende Straße benutzen, so hängt dies oft mit der fehlenden Eig- 
nung des Radweges zusammen. Wo gute Radwege wirklich at- 
traktiv sind, werden sie von den Radfahrern gegenüber der Straße 
bevorzugt. Deshalb ist die freie Wahl des Radfahrers, ob er einen 
vorhandenen Radweg benutzen will, als optimale Lösung anzu- 
sehen. 

Die jetzt am 1. September 1997 in Kraft getretenen Regelungen 
(StVO-Novelle) sind zwar ein Einstieg in die Radverkehrsförde- 
rung, bringen für die Kommunen aber wieder Unsicherheiten, weil 
sie bei unzumutbaren Radwegen die Radwegeschilder (Zeichen 
237, 240 und 241) abmontieren müßten. Zugleich kommt es zu Un- 
sicherheiten, wie ein Radweg zu kennzeichnen ist, der nicht be- 
nutzt werden muß (z. B. durch teure, auf den Belag aufgetragene 
Radwegsymbole oder durch den Zusatz „Radfahrer frei" bei Geh- 
wegen, wobei dann der Radfahrer allerdings nur Schrittempo fah- 
ren darf). 
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Zu Buchstabe b): Generelle Freigabe von Einbahnstraßen für den 
Radverkehr, wenn die Verkehrssicherheit nicht 
gefährdet ist 

Bei der jüngsten StVO-Novelle wurde auf einen der wichtigsten 
Reformschritte verzichtet, die generelle Freigabe von Einbahn- 
straßen für den Radverkehr in beide Richtungen. 

Damit werden Untersuchungen ignoriert, die bei „unechten Ein- 
bahnstraßen" kein Ansteigen, sondern häufig sogar eine Verrin- 
gerung der Unfallzahlen festgestellt haben. Dieser positive Aspekt 
ergibt sich meistens auch dann, wenn Radfahrer unerlaubterwei- 
se Einbahnstraßen in der verkehrten Richtung benutzen. 

Einbahnstraßen werden meistens deshalb eingerichtet, weil die 
vorhandene Straßenbreite für den Kraftfahrzeugverkehr nicht aus- 
reicht oder Platz für Parkplätze geschaffen werden soll - also aus 
Gründen, die ausschließlich mit dem PKW-Verkehr zu tun haben. 
Der Platz reicht in den meisten Fällen noch für den Begegnungs- 
verkehr von PKW und Radfahrer aus. Falls das nicht der Fall ist, 
ist das Tempo des Autofahrers i. a. so gering, daß kein Unfall pas- 
sieren kann. 

Mit der Einrichtung von Einbahnstraßen sind oft erhebliche Um- 
wege verbunden. Gerade der umwegsensible Radverkehr erleidet 
dadurch Nachteile, und die Attraktivität des Fahrrads wird ver- 
spielt. Die Öffnung der Einbahnstraßen für den Fahrradverkehr 
verkürzt die Wege für Radfahrer oft erheblich. 

Die grundsätzliche Öffnung der Einbahnstraßen für den Radver- 
kehr sollte allerdings auf die Straßen beschränkt werden, auf 
denen die Verkehrssicherheit nicht gefährdet ist. In vielen Städten 
existieren z.B. - oft als „Cityring" bezeichnete - zweispurige 
Einbahnstraßen, auf denen dichter und relativ schneller Kraft- 
fahrzeugverkehr - auch von Bussen und LKW - herrscht und die 
Aufmerksamkeit der Kraftfahrer durch Spurwechsel und Abbie- 
gevorgänge abgelenkt wird. Diese Straßen sollen selbstverständ- 
lich für den Radverkehr nicht freigegeben werden. In Einzelfällen 
kann dies auch bei anderen Straßen der Fall sein, z.B. bei starkem 
Gefälle oder Unübersichtlichkeit. 


Zu den Nummern 4 bis 6; Qualitäts- und Mindeststandards 

Es ist unmittelbar einleuchtend, daß die nicht ausreichenden Nor- 
mungen und Standards bei Radwegen, Radrouten, Abstellanlagen, 
Fahrradmitnahme die Benutzung des Rades außerordentlich er- 
schweren. Ergebnis ist, daß sich Radfahrer nur sehr ungern von 
ihren vertrauten Wegen wegbewegen. Radfahrer müssen ständig 
umlernen, umdenken, improvisieren, Umwege und Zeitverluste in 
Kauf nehmen und werden wie unerwünschte Verkehrsteilnehmer 
behandelt. Hinzu kommt, daß durch die teilweise schlechten und 
uneinheitlichen Standards auch das Erscheinungsbild des Rad- 
verkehrs in der Öffentlichkeit leidet und dessen Akzeptanz ab- 
nimmt. 
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Besonders wichtig wäre die Einführung einer einheitlichen Weg^ 
Weisung, die dem Radfahrer Sicherheit und Orientierung und das 
Bild und die Akzeptanz des Radverkehrs verbessern würde. 


Zu Nummer 9: Integration des Radverkehrsnetzes in alle Ebenen 
der räumlichen Planung 

Um die verschiedenen Zukunftsanforderungen an die Radver- 
kehrspolitik erfüllen zu können, sind einerseits planerische Initia- 
tiven notwendig, andererseits auch Gesetzesänderungen auf Bun- 
desebene, insbesondere des Raumordnungsgesetzes (ROG) und 
der Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) (Flächennut- 
zungspläne, Bebauungspläne, Vorhaben- und Erschließungsplä- 
ne). Die Integration des Radverkehrsnetzes muß auf der jeweili- 
gen Planungsebene festgeschrieben werden. Dabei ist vor allem 
darauf zu achten, daß das Radverkehrsnetz eine hohe Er- 
schließungsqualität hat und durchgängige Radverkehrsachsen 
geschaffen werden. 


Zu Nummer 10: Koordinierte Förderung und attraktives Marke- 
ting für den Fahrradtourismus in Deutschland 

Radfahren ist unbeeindruckt von der sonstigen Schwäche des deut- 
schen Binnentourismus auf Wachstumskurs. In den letzten 20 Jah- 
ren hat sich die Zahl der Freizeitradler auf 29 Millionen verdop- 
pelt. Bereits 2 % der Deutschen benutzen das Rad im Urlaub als 
Hauptverkehrsmittel, 24 % fahren im Urlaub Rad, bis zur Jahr- 
tausendwende planen 20 % einen Radurlaub. Die Hälfte aller Rad- 
urlauber erlebt ihren Urlaub in Deutschland. Dabei entwickelt sich 
der Fahrradtourismus zunehmend auch zum Wirtschaftsfaktor. Ein 
Fahrradtourist gibt jeden Tag mehr aus als ein Autotourist. Dage- 
gen sind für die Infrastruktur nur vergleichsweise geringe Auf- 
wendungen nötig. Deshalb sollte auch in Deutschland der Fahr- 
radtourismus ähnlich umworben werden wie in Österreich, 
Holland oder Dänemark. In Deutschland gibt es zwar inzwischen 
170 Radfernwege, es fehlt aber nach wie vor ein bundesweites 
Konzept für die weitere Entwicklung und Bewerbung. Es mangelt 
an einheithchen Qualitätsstandards, nutzergerechten Servicean- 
geboten, guter Beschilderung und marktgerechter Information 
usw. (s. Nummer 1, 2, 4 bis 6). Anders in Dänemark: Dort gibt es 
einheitliche Beschilderungen sowie zielgruppengerechtes, kon- 
zentriertes Informationsmaterial. 
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